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Beschlussempfehlung
des Innen- und Kommunalausschusses

zu dem dem Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE,
der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
- Drucksache 6/4811 -

Gesetz zur Weiterentwicklung der Thiiringer Gemeinden

Berichterstatter: Abgeordneter Adams
Beratungen:

Durch Beschluss des Landtags in seiner 103. Sitzung am 13. Dezember
2017 wurde der Gesetzentwurf an den Innen- und Kommunalausschuss
- federfiihrend - und den Ausschuss fiir Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz Uberwiesen.

Der federfihrende Innen- und Kommunalausschuss hat den Gesetz-
entwurf in seiner 50. Sitzung am 15. Dezember 2017, in seiner 52. Sit-
zung am 15. Februar 2018, in seiner 53. Sitzung am 22. Februar 2018
und in seiner 54. Sitzung am 15. Marz 2018 beraten und, jeweils unter
Beteiligung der kommunalen Spitzenverbande, ein miindliches Anho-
rungsverfahren in 6ffentlicher Sitzung zu dem Gesetzentwurf in seiner
52. Sitzung am 15. Februar 2018 sowie ein erganzendes schriftliches
Anhdrungsverfahren zu den Anderungsantragen in Vorlagen 6/3632 und
6/3675 durchgefihrt.

Der Haushalts- und Finanzausschuss wurde gemal} § 57 Abs. 2 Satz 2
und 3 in Verbindung mit § 81 GO im Hinblick auf die haushaltsrelevan-
te Anderung der Vorlage beteiligt.

Der mitberatende Ausschuss flr Migration, Justiz und Verbraucherschutz
hat den Gesetzentwurf in seiner 59. Sitzung am 16. Marz 2018 beraten
(vergleiche Vorlage 6/3795).

Der gemal § 57 Abs. 2 Satz 2 und 3 in Verbindung mit § 81 GO betei-
ligte Haushalts- und Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf in sei-
ner 55. Sitzung am 16. Marz 2018 beraten (vergleiche Vorlage 6/3794).
Beschlussempfehlung:

I. Artikel 1 wird wie folgt geandert:

1. In Nummer 1 Buchst. b (zu § 9) wird in dem anzufigenden Ab-
satz 6 der Satz 6 gestrichen.
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2. Nummer 4 wird wie folgt geandert:
a) In § 45 erhalt Absatz 8 folgende Fassung:

"(8) Im Fall der Eingliederung einer Gemeinde in eine andere
oder der Bildung einer neuen Gemeinde wahrend der gesetz-
lichen Amtszeit des Gemeinderats ist mit Wirksamwerden der
Bestandsanderung fur den Rest der gesetzlichen Amtszeit und
die folgende gesetzliche Amtszeit des Gemeinderats fir das
Gebiet der aufgelosten Gemeinde die Ortsteilverfassung ein-
gefihrt; Absatz 1 Satz 4 bis 7 bleibt unberuhrt. Der bisherige
Bilrgermeister der aufgeldsten Gemeinde ist fUr die Dauer sei-
ner verbleibenden Amtszeit unter Berufung in das Beamtenver-
haltnis als Ehrenbeamter zum Ortsteilblirgermeister zu ernen-
nen. Die Ernennung erfolgt durch die oberste Dienstbehdrde.
Im Ubrigen bleiben die Bestimmungen des § 26 ThirKWG in
der jeweils geltenden Fassung unbertihrt. Abweichend von § 2
Abs. 1 Satz 2 der Thiringer Verordnung uber die Aufwands-
entschadigung der ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeam-
ten auf Zeit (ThUrAufEVO) darf die Aufwandsentschadigung fur
den Ortsteilblrgermeister fiir die Dauer seiner verbleibenden
Amtszeit nach Satz 2 bis zum monatlichen Hochstbetrag fest-
gesetzt werden. Die bisherigen Gemeinderatsmitglieder sind
fur den Rest der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats die
Ortsteilratsmitglieder. Eine Wahl nach Absatz 3 Satz 1 findet
nicht statt; Absatz 3 Satz 3 findet keine Anwendung. § 12 Abs.
1 Satz 2 bleibt unberihrt. Nimmt kein bisheriges Gemeinde-
ratsmitglied das Amt des Ortsteilratsmitglieds an, hat der Orts-
teilburgermeister bis zum Ende der gesetzlichen Amtszeit des
Gemeinderats die Befugnisse des Ortsteilrats."

b) In § 45 a erhalt Absatz 11 folgende Fassung:

"(11) Im Fall der Bildung oder Erweiterung einer Landgemein-
de wahrend der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats ist
mit Wirksamwerden der Bestandsanderung der Gemeinden flr
den Rest der gesetzlichen Amtszeit und die folgende gesetz-
liche Amtszeit des Gemeinderats flir das Gebiet der aufgelts-
ten Gemeinde die Ortschaftsverfassung eingefihrt; Absatz 1
Satz 4 bis 6 bleibt unberthrt. Der bisherige Blirgermeister der
aufgeldsten Gemeinde ist fiir die Dauer seiner verbleibenden
Amtszeit unter Berufung in das Beamtenverhaltnis als Ehren-
beamter zum Ortschaftsblirgermeister zu ernennen. Die Er-
nennung erfolgt durch die oberste Dienstbehdrde. Im Ubrigen
bleiben die Bestimmungen des § 26 ThirKWG in der jeweils
geltenden Fassung unberihrt. Abweichend von § 2 Abs. 1
Satz 2 ThiurAufEVO darf die Aufwandsentschadigung fiir den
Ortschaftsbirgermeister flir die Dauer seiner verbleibenden
Amtszeit nach Satz 2 bis zum monatlichen Hochstbetrag fest-
gesetzt werden. Die bisherigen Gemeinderatsmitglieder sind
fir den Rest der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderats die
Ortschaftsratsmitglieder. Eine Wahl nach Absatz 3 Satz 1 fin-
det nicht statt; Absatz 3 Satz 3 findet keine Anwendung. § 12
Abs. 1 Satz 2 bleibt unberihrt. Nimmt kein bisheriges Gemein-
deratsmitglied das Amt des Ortschaftsratsmitglieds an, hat der
Ortschaftsblirgermeister bis zum Ende der gesetzlichen Amts-
zeit des Gemeinderats die Befugnisse des Ortschaftsrats.”
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3. Nummer 5 erhalt folgende Fassung:
"5.§ 46 Abs. 1 wird wie folgt geadndert:
a) Satz 2 wird aufgehoben.
b) Nach Satz 1 wird folgender Satz angefugt:

'Die beteiligten Gemeinden, die betroffenen Landkrei-
se sowie die von einer Anderung, Erweiterung oder Auf-
I6sung betroffenen Verwaltungsgemeinschaften sind vor-
her zu héren."

4. Folgende Nummer 7 wird angefugt:
"7.8§ 129 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 wird wie folgt neu gefasst:

'3. Mindest- und Hochstsatze fur die Entschadigung der Ge-
meinderats- und Kreistagsmitglieder; dabei kann vorgese-
hen werden, dass die Entschadigungen pauschaliert und
die Ausibung besonderer Funktionen bertcksichtigt wer-
den; aullerdem kdnnen Hochstsatze fir die Verdienstaus-
fallpauschale sowie den Pauschalsatz der zusatzlichen Ent-
schadigung bestimmt werden."

II. In Artikel 2 erhalt § 4 folgende Fassung:

'§ 4

Bereitstellung von Haushaltsmitteln des Landes

Far die Finanzierung von MaRnahmen zur Férderung von Gemeinde-
neustrukturierungen in den Jahren 2018 und 2019 werden 217 Milli-
onen Euro zur Verflgung gestellt."

Dittes
Vorsitzender



	Gesetz zur Weiterentwicklung der Thüringer Gemeinden
	Beratungen:
	Beschlussempfehlung:


